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Die Auswertung der Fakten der obertägigen Erkundung ist noch nicht abgeschlossen. Bei-
spiele hierfür:

– Einfluss der Temperaturerhöhung auf die Grundwasserbewegungen
– Einfluss der Salzstockhebung auf die Grundwasserbewegungen
Es ist zu prüfen, ob dieser Abschnitt mit der Aussage schließen kann, dass nach Einschät-

zung der Fachleute die noch zu erzielenden Ergebnisse und abzuleitenden Aussagen die 
Eignungshöffigkeit des Salzstocks voraussichtlich nicht in Fragen stellen können.

3. Ausblick auf Ziele und Aufgaben der untertägigen Erkundung
Nach meiner (unvollständigen) Kenntnis und Einschätzung der bisherigen Ergebnisse der 
Standorterkundung kann dieser Abschnitt sinngemäß mit einer Aussage abschließen, dass 
berechtigte Hoffnung besteht, dass im Salzstock Gorleben ein Endlager für alle Arten von 
radioaktiven Abfällen eingerichtet kann (verg. auch Ziffer 6 des Beschlusses vom Sep. 1979). 
Endgültige Feststellungen über Art und Menge der einlagerbaren Abfälle können jedoch in 
jedem Fall erst mit Abschluss eines Planfeststellungsverfahrens nach der untertägigen Er-
kundung getroffen werden.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie die vorgeschlagene Gliederung übernehmen könnten, 
im Übrigen bitte ich, den vermutlich hypothetischen Störfall des Wasser- und Laugenzutritts 
über dem Hauptanhydrit, der an mehreren Stellen die am 11. Mai 1987 diskutierte Zusam-
menfassung und Bewertung bestimmt, etwas weiter vom Zentrum der Betrachtung wegzu-
rücken.

Im Auftrag Dr. Ziegler

„Sanktionen gegen 
Hartz-IV-Beziehende aussetzen!“

Bündnis für ein Sanktionsmoratorium, vorgestellt am 13. August 2009 (Wortlaut der 
Kurzfassung)

Die Sanktionen der Arbeitsagenturen und JobCenter gegenüber Erwerbslosen nehmen immer mehr zu. Zugleich 
steigt die Anzahl eingereichter Widersprüche und Klagen gegen Hartz-IV-Bescheide, die in mehr als der Hälfte der 
Fälle erfolgreich sind. Angesichts dieser unhaltbaren Situation hat sich im August d.J. ein breites Bündnis für ein 
Hartz-IV-Sanktions-Moratorium ausgesprochen. Der Theologe und Pfarrer Frank Segbers betonte in der Pressekon-
ferenz zur Vorstellung: „Aus ethischer Sicht geht das Recht des Menschen auf Leben jeder Pflicht zu einer Gegen-
leistung voraus. Leistungskürzungen, durch die eine Grundsicherung unter die Schwelle des Existenzminimums 
gedrückt wird, verstoßen gegen die Menschenwürde.“ Zu den Initiatoren des Aufrufs gehören weiterhin: Tacheles 
e.V., Helga Spindler, Claus Offe, Stephan Lessenich, Markus Kurth, Katja Kipping, Jürgen Habich, Franziska Drohsel, 
Klaus Dörre und die AG Sanktionen der Berliner Kampagne gegen Hartz IV. Zu den Erstunterzeichnern zählen unter 
anderen Frank Bsirske, Heiner Geißler, Günter Grass, Friedhelm Hengsbach, Claudia Roth und Johano Strasser. Die 
Langfassung dieses Aufrufs und alle Unterstützer finden sich unter www.sanktionsmoratorium.de. – D. Red. 

Jeden Monat wird in diesem Land zigtausenden Erwerbslosen mit Sanktionen das Existenz-
minimum gekürzt oder sogar gestrichen, weil sie Forderungen der JobCenter nicht erfüllt 
haben oder weil ihnen dies unterstellt wird. Im Jahr 2008 wurden über 780 000 derartige 
Sanktionen verhängt. Ist schon der rigide Hartz-IV-Sanktionsparagraf mehr als problema-
tisch, so führt die katastrophale Personalsituation in den JobCentern zu einer Praxis, die für 

00_Buch_Gesamtheft_200910.indb   12300_Buch_Gesamtheft_200910.indb   123 22.09.2009   12:57:0822.09.2009   12:57:08



124     Dokumente zum Zeitgeschehen

Blätter für deutsche und internationale Politik 10/2009

die Betroffenen unzumutbar ist. Von den 2008 eingelegten Widersprüchen gegen Sank-
tionen waren 41 Prozent ganz oder teilweise erfolgreich, von den eingereichten Klagen 
65 Prozent. Die Auswirkungen von Sanktionen werden dadurch verschärft, dass Widersprü-
che keine aufschiebende Wirkung haben, d.h. die Menschen müssen, auch wenn sie letztlich 
nach gerichtlicher Kontrolle Recht bekommen, unter den Sanktionen leiden.

Das Existenzminimum darf nicht angetastet werden!
Um es klarzustellen: Es geht hier nicht um Leistungsmissbrauch, sondern um Menschen, die 
auf die niedrigen Hartz-IV-Leistungen angewiesen sind und denen man irgendein Fehlver-
halten vorwirft. In den wenigsten Fällen ist dies die Ablehnung einer als zumutbar geltenden 
Arbeit. Die meisten Sanktionen werden verhängt wegen Konflikten um Meldetermine, um 
die Anzahl von Bewerbungen, um Ein-Euro-‚Jobs’ und andere Maßnahmen wie z.B. Bewer-
bungstrainings und Praktika. Sanktioniert werden auch nachvollziehbare Handlungen, die 
bei korrekter Rechtsanwendung nicht sanktioniert werden dürften, z.B. der Abbruch ei-
ner unsinnigen Maßnahme oder die Ablehnung einer sittenwidrigen Arbeit. Unter 25jäh-
rige werden besonders hart und unverhältnismäßig bestraft. Ihnen muss schon beim ersten 
Pflichtverstoß – von Meldeversäumnissen abgesehen – der gesamte Regelsatz für drei Mo-
nate gestrichen werden. 

Arbeitslose sind nicht an der Arbeitslosigkeit schuld! 
Es fehlen Existenz sichernde Arbeitsplätze. Dieses Grundproblem, das durch die Wirtschafts-
krise verschärft wird, kann mit Sanktionen nicht gelöst werden. Mit dem Sanktionsregime 
wird jedoch so getan, als hätten die Erwerbslosen ihre Lage verursacht und müssten zur 
Arbeit getrieben werden. Dabei zwingt das Sanktionsregime nicht nur ALG-II-Beziehende, 
Arbeit um jeden Preis und zu jedem Preis anzunehmen, es wirkt auch als Drohkulisse für die 
Noch-Erwerbstätigen und ihre Interessenvertretungen. 

Sanktionen als Mittel, um Sparvorgaben zu erfüllen? 
Die Sanktionen werden auch vor dem Hintergrund von Sparvorgaben verhängt, welche 
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales über die Bundesagentur für Arbeit den Job-
Centern auferlegt. Für das Abschwungjahr 2009 wurde das „ehrgeizige“ Ziel gesetzt, die 
Existenz sichernden Leistungen um 3 Prozent zu senken und die Vermittlungsquote in den 
erwartbar enger werdenden Arbeitsmarkt zu erhöhen. Vielfach sehen Mitarbeiter nur durch 
verstärkte Sanktionen die Möglichkeit, diese Zielvorgaben zu erreichen. Die Vermittlungs-
quote kann ohnehin nur durch den Zwang, ausbeuterische Beschäftigungsverhältnisse an-
zunehmen, erreicht werden. Der Druck, bei der Bundestagswahl gute Zahlen zu präsentie-
ren, kann diese Entwicklung kurzfristig noch verschärfen. 

Ein Moratorium ist nötig! 
In der Frage, ob die Hartz-IV-Sanktionen grundsätzlich gegen Grundrechte verstoßen, ha-
ben wir, die Erstunterzeichner, unterschiedliche Auffassungen. Wir sind uns aber darin einig, 
dass angesichts der gegenwärtigen Zustände in den JobCentern der Vollzug von Sanktionen 
sofort gestoppt werden muss. Es ist dringend notwendig, die Missstände in den JobCentern, 
die bislang in ihrem Ausmaß zu wenig bekannt sind, offen zu legen, für deren Beseitigung 
zu sorgen und den gegenwärtigen Sanktionsparagrafen grundlegend zu überdenken. Wäh-
rend dessen dürfen Erwerbslose nicht den derzeit verbreiteten Sanktionspraktiken ausge-
setzt werden. Ein sofortiges Moratorium, ein Aussetzen des Sanktionsparagrafen, ist deshalb 
notwendig.
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